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AUSZUG AUS DEM PROTOKOLL
DES

REGIERUNGsRATE5 DES KANTONS S0LOTHuRN
VOM

1. Juni 1951. ~Tr.25050

1. Im Auftrage von E. Bächlers Lri~en Olten und für sich
selbst reichte Herr ~Ti11i Frey,Marti~D tras,~~ O]~ten,

am 18. April 1951 beim Regierungarat gegen den Beschluss der Ein—
wohnergemeiflde_VerSammlUngOlt~1 vom 2. April 1951 betreffend

~nderun des Bebauun~S2bla~2~ Rekurs ein, Mit diesem

wird die vom Gemeinderat und von der Gemeindeversam1fl]~uflg genehmigte

Ab~nderung des genannten Bebauungsplanes, der ei.ne Verbreiterung

des Weidweges von 5 m auf 5.40 m vorsieht, angefochten. In seiner

Rekursschri±‘t wirft Herr Willi Frey den Behörden ~von Olten imsaohJ~icb~

Behandlung der Einsprachen vor. Einmal mache die Gemeinde geltend,

dass die von den Rekurrenten gewUnschte Verbreiterung auf der Nord

seite des Weges die Bebauung störs. Ein anderes Mal soll eine be

stehende Gartenmauer daran schuld sein, dass das Eegehr~n der Re—

kurrenten abgelehnt werden müsse.Es sei festzuhalten, dass eine

zweite bestehende Mauer ungefähr gleich weit (ca. 40 cm) von der

neu geplanten Strasse entfernt sei, nachdem sie gemäss altem Plan

die Grenze bildete. Dieser frühere Plan datiere aus dem Jahre 1942.

Die Diegenschaft lepori, bei welcher eine Gartenmauer zurückver—

setzt werden müsste, sei erst seither entstanden, und zwar durch

Kauf eines Grundstückes durch die RekurrentOll und durch die Er

richtung eines Hauses. Es sei nicht einzusehen, weshalb die Ein—

sprecher die mangelnde Voraussicht bei der Planung büssen sollen.

Wenn die bestehende Mauer ein Grund sei, das Rekursbegehrefl abzu

lehnen, könne die zweite Mauer einen Grund bilden, die alte Strassen-

führung wieder zu verwenden, die eine kaum merkliche Krümmung aufwie~

~und wodurch die unangenehmen Folgen für die kleinste Gri~indstück—

breite (starke Beengung bei eventl. Ueberbauung) wenigstens teilweisc

gemildert worden wären.

II. In ihrer Vernehmlassuflg vom 15. Mai 1951 führt die Ein—

wohnergemeinde der Stadt Olten im wesentlichen aus~ Der BobauuflgsPla~

vom Jahre 1942 für das untere Knoblauchgebiet umfasse das Gelände

zwischen Aarauerstrasse und Chaletweg (Süd—Nord) und Knoblauchweg bi~
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Gemeindegrenze Starrkirch (West—Ost). Nachdem nun fUr das nördlich

angrenzende, obere Knoblauchgebiet eine Erbteilung erfolgt sei und

die Erben Bachler das Land parzellieren sei die G-omeiiaac gezwungen

gewesen, den Bebauungsplan auf diesea obere Gebiet zu erweitern, bei

welcher Gelegenheit auch die Strassenbreiten zur Diskussion standen.

Erfahrungsgemäss seien Strassen von nur 5 m Breite auch für Aussen—

quartiere ungenügend. Diese Erfahrung, unterstützt durch fortlaufende

Kritik und Klagen ~aus der Bevöiker~ng, vor allem de~ ‘Anwohner ~olcher

Strass~ii, bewei~ immer wieder,dass~i~se.Strassenbreite ohn~ Trottoir

dem Verkehr und Zubringerdienst nicht zu genugen vermoge. Deshalb

sei auch der zu~ Zeit roch nicht ausgebaute ~eidweg vo~a 5 auf 5.40 m

‘~~e~breitert word~n, wobei rein nur aus Rücksicht auf diavei~ä~tni~—

massig kurze Strassenlange und auf die ohnehin schinalea Grundstucke (
von der Anlage eines Trottoirs ausnahmsweiee abgesehen wo~=eLa sei.

~ r F~tl~ung, wd aiese 40 cm Mel :1D~ejte angesetzt. wer~i~ ~pllen,

~‘ei auf die besteh~nden Ein±riedigungen hei. d~enHäusern Lepo4~üid

~Stir~iimann Rücksicht genommenworde.n, weshalb dieser ~tre~en au~ die

~oöh unüberbaute Südseite verlegt. worden. sei. Bei einer ~erl~gi~g nach

I\To‘~den hätten die bestehenden neuen Etnf~iedigungen nie de~goleg~ wer

den ~üssen, was mit grossen Mehrkosten verbunden gewesen. wäre .~Die

ges~h~re Lösung bringe dem Landbesitz aer Erben Bächler ~e.ine

t~s~chteila, sondern im Gegenteil den Vorte~il der bessern Bobauungs—

rnögli~hkeit der Parzellen an der Weidstrasse, indem auf Ersuchen des

R‘~kur~enten die Baulinie auf 3 m vorgeschoben ~rde gegenüber dem

Baulinienabstand von 5 m nach dem alten Plan, sodass also ein Strelfek

von 2 m minus die obigen 40 cm oder 1.60 m mehr ausnutzbar werden.

Die Zweckmässigkeit dieser lösung sei von den vorberat en Behörden

anerkannt und auch von der Gemeindeversammlung durch die nahezu ein—

stimmige Abweisung des Rekurses derErben ~ächler bestätigt worden.

Der Rekurs sei deshalb unter Kostenfolge abzuweisen und de~ ange—

fochtene Bebauungsplan zu gen~1migen~

III Der Regierungsrat stellt fest und zieht in Erwagung

Der angef o chtene Genehmi gungsb es chlus s der Einwohnergemein—

deversammlung von Olten vom 2. April l95l~,wurde dem hierortigen Be—

schwerdefuhrer am 4. April eroffnet Die Beschwerde datiert vom 18.

April 1951. Die Besch~ie±~defrist ist sbmit eingehalten worden. Die Le

gitimation zur Beschwerdefubrung ist unbestritten, sodass auf die

Beschwerde einzutreten ist



Materiell ist die Frage zu prufen, ob die Gemeinde Olten bei der

Abänderung des Bebauungsplanes Gesetzesvorschriften verletzt hat oder

ob der Inhalt des genehmigten Planes als willkürlich bezeichnet wer—

den muss. Aus der Abklärung dieser Frage ergibt sich, ob die Be

schwerde gutgeheissen oder abgawiesen werden muss und ob dem Bebau

ungsplan die Genehmigung erteilt werden kann.

Nach dem Bebauungsplan von 1942 war vorgesehen, den V[eidweg

im Knoblauchgebiet auf eine Breite von 5 in auszubauen. Der beid

seitige Baulinienstreifen wurde auf 5 in festgesetzt. Im abgeänderten

Plan vom 2. April 1951 ist das Strassentrasse auf 5.40 festgelegt wor

den. Die Verbreiterung um 40 cm soll zu Lasten der südlich angrenzen

den Liegenschaften fallen. Der Baulinienabstand wurde von 5 in auf

in reduziert. Die südlich angrenzenden Liegenschaften erfahren da

durch eine Vorversehiebung der Baulinie um 1.60 in. Die zur UeberbauL

ung frei gegebene Grundfläche wird um diesen Streifen vergrössert.

Nach Auffassung der Behörden der Stadt Olten erweist sich in Aussen—

quartieren eine Strassenbreite von 5 in als ungenugend. Ob dies richt~~

ist, kann elnzig und allein d~e Gemeinde auf Grund der gemachten Er—

fahrunger. entscheiden Der Regierungsrat kann sich mit Rucksicht auf

die v~onnoaulicne Entwicklung des fraglicnen Gebietes und der damit

verbundenen Zunahme des Ve~kehrs ai~f offentlichen Strassen mit dieser

Massnai‘mc. ohne weiteres einverstanden erklaron Von einem ~nillkurakt

kann demzufolge nicht gesprochen werdcn, ~a es sich offensichtlich

um eine, den kunf~igcn Bedurfnissen Rechnung tragende Planung handelt.

Gegen die Tatsache, dass sich die Verbreiterung um 40 cm lediglich

zu Lasten der sadl~chen ~arzellen der Beschwerdefuhrer auswirkt, ist

nichts einzuwenden, da sich die Gemeinden bei ihren planungstechni—

schen Anordnungen nach der Topographie und der Bebauung richten

mussen~ Ob eine Verbreiterung zu Lasten der nordlich ockr der sudlich

angrenzenden Grundstucke erfolgt, spielt fur die Zweckmassigkeit der

Verbreiterung an sich keine Rolle0 Die Gemeinde muss unter den ge

gebenen V~rhaltnisson als autorisiert betrechtet werden, die sud—

lichen Parzellen in Anspruch zu nehmen, weil ihr auf diese Vcise

geringere Ausbau— und Entschadigangskostcn erwachsen werden und eine

sachgemasse Anlage erfolgt. Dcx so verursachte Eingriff iu c~ie Eigen

tumsrechte der Beschwerdeführer wird dadurch ausgeglichen, dass der

Baulinienabstand um 2 resp. 1.60 in reduziert wird, Dies wirkt sich

für die Beschwerdeführer gü:astig aus, indem die baufreie Fläche der



ohnehin schmalen Grundstücke entspreohen~1 vergrössert wird~ Aus
diesen Erwägungen muss der Schluss gezogen werden, dass die Ein—

wände der Beschwerdeführer nicht stichhaltig sind und die von, der

‘Gemeinde get~cffenen Anordnungen als rechtmässig zustandegekommen

bezeichnet werden müssen. ~ie Beschwerde ist deshalb abzuweisen.

Aus den vorstehenden, sich auf die Beschwerdebehandlung be—

ziehenden Ausfiibrungen ergibt sich die Rechtmässigkeit und Zweck

mässigkeit des Inhaltes des abgeänderten Eebauungsplanes ~Knoblaucb“.

Der Plan beschlägt das Gebiet der Gemeinde Olten sowohl als auch

der Gemeinde Starrkirch. Das Bauplanverfahren gemäss § 12 ff des

kantonalen Baugesetzes vom Jahre 1906 wurde deshalb von bei~.en

Gemeinden formrichtig durchgeführt und die Bobauungs~i~ne

mit dem Genehmigungsvermerk der Gemeindovers~nmlung vorsehen~ ~der

Genehmigung derselben steht deshalb nichts im Wege.

IV.. Es wird daher

beschlossen~

1. Der im Auftrage von E. Bächlers Erben Olten und für sich selbst

eingereichte Rekurs des Herrn Willi_Frey, Martin—Distelistras—

cc 99, Olten, gegen den Beschluss der Einwohnergemeindc—Versamm—

lung Olten vom 2. April 1951 betreffend Abänderung des Bebauungs—

planes 1tKnoblaucb~ wird abgewiesen.

2. Von der formrichtigen Durchführung des Bauplanverfahrens über

das sog. Knoblauch~-Gebiet in den beiden Gemeinden Olten und

Starrkirch~-Wil wird Vormerkung genommen.

3 Der von der Einwohnergeneinde—V~rsanmlvngon Olten und Starrkirch—(

Wil unterm 2~. April 1951 bzw. 27. November 1950 gu.tgeheissenen

Abänderung des Eebauungsplanes “Knoblauch~t wird hiermit die

Genehmigung erteilt.

4. Der mit Regierungsratsbeschluss Nr. 3658 vom 7.September 1942

genehmigte Bebauungsplan wird, soweit der mit der vorgenannten

Abänderung im Widerspruch steht, aufgehoben.

5, Die Beschwerdeffihrer gemäss Ziff. 1 haben eine Entscheidgcbühr

(inkl. ~usferUgungskosten) von Fr.?5.— zu bezahlen.

6. Die Genehmigungs— und Pub~‘Jkationskosten (Amtsblatt) im Eetrage

von Fr. 48.— haben die beiden Gemeinden Olten und Starrkirch—Wil

je zur Hälfte zu übernehmen~.



Entscheidgeb~tihr ~.nkl,. Ausfertigungekosten Fr. 25,—, zahlbar durch

die Beschwerdefjjjarer gemäss Ziff, 1.

Genehmigungsgebt~ir Fr. 20.—

Pubiikationskosten Fr~. 28~ ‚ zahlbar je zur

Hälfte durch die
Zusammen Fr. 73.— Gemeinden Olten

und Starrkirch-
Wil.

(Staatskanzlei Nr. 692 N.N,),

Der Stellvertreter
des Staatssc eibers:

Bau—Departement (5) Ruhr, 78,2,4,
Kant. Tiefbauamt (4), mit je 1 genehmigtem Plan und Akten.
Kant. Hochbau.amt (2)~
Kreisbauamt II, Olten (2), mit 1 genehmigtem Plan.
Finanzverwaltung (2),
Ammannamt dc~ :~ir~wo~iaergemeinde Olten (2), mit genehmigtem

Plan und Akten.
Ammannamt der Einwohnergemeinde Starrkirch~~ji1 (2), mit

genehmigtem Plan,
Herrn Willi Frey, Martin—Djstelistrasse 99, Olten,

mit Akten (Nachnahme).
Amtsblatt (Ziff. 3 des Dispositivs).
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